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Antragskommission: 
 
Material an Bezirksvorstand mit 
dem Auftrag, die rechtlichen und 
ökonomischen Folgen zu prüfen 

Antrag Nr. F 1 
 

 
 
Antragsteller: AfA-Bezirksvorstand Weser-Ems 
 
 
 
Der Bezirksparteitag möge beschließen: 
 
Menschen, die die deutsche Staatsbürgerschaft 
besitzen, sind in Deutschland steuerpflichtig, un-
abhängig von ihrem Wohnsitz. 
Die SPD-geführte Bundesregierung wird aufgefor-
dert, das Einkommensteuergesetz entsprechend 
zu ändern. 
 
 
Begründung: 19 
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Es ist nicht länger hinzunehmen, dass sich deut-
sche Staatsbürgerinnen und Staatsbürger ihrer 
Steuerpflicht legal dadurch entziehen, dass sie ih-
rem 1. Wohnsitz – vorgeblich oder tatsächlich – in 
ein Steuerparadies verlegen.  
Warum sollte, was in den USA Recht und Gesetz 
ist, nicht auch in Deutschland gelten? 
 
Weiterleitung an: 
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Antragskommission: 
 
Annahme 

Antrag Nr. F 2 
 
 
 
Antragsteller: AfA-Bezirksvorstand Weser-Ems 

 
 
 
Der Bezirksparteitag möge beschließen: 
 
Eigenheimzulage 
 
Die Bezirksparteitag des SPD-Bezirks Weser-
Ems möge beschließen: 

Die Eigenheimzulage ist abzuschaffen. Die 
SPD-geführte Bundesregierung wird aufge-
fordert, die entsprechenden Regelungen da-
hingehend zu ändern. 

 
Begründung: 20 
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Bei der Fülle an leerstehendem Wohnraum 
macht diese Subvention keinen Sinn mehr. Über 
eine Wiedereinführung kann nachgedacht wer-
den, wenn tatsächlich wieder ein Mangel an 
Wohnraum besteht.  
 
Weiterleitung an: 
Bundestagsfraktion 
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Antragskommission: 
 
Annahme 

 
 
 
Antragsteller: Jusos Bezirk Weser-Ems 
 
 
 
Der Bezirksparteitag möge beschließen: 
 
Staatsfinanzen stärken – Maßnahmen gegen 11 
Steuerhinterziehung verstärken! 12 
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Die Steuerhinterziehung hat in Deutschland 
astronomische Dimensionen erreicht. Nach 
einschlägigen Schätzungen werden pro Jahr ca. 35 
bis 45. Mrd. Euro Steuern hinterzogen. 
Steuerhinterziehung untergräbt das solidarische 
Zusammenleben in der Gesellschaft. 

Ein handlungsfähiger Staat benötigt sichere 
Einnahmen. Steuerhinterziehung muss endlich 
effektiv bekämpft werden. FDP und CDU wollen 
mehr Steuerschlupflöcher und einen armen Staat. 
Das wollen wir Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten nicht. Deshalb begrüßen wir die 
ersten Schritte von Rot-Grün zur Bekämpfung der 
Steuerhinterziehung. Um die Erosion der 
Einnahmeseite des Staates zu unterbinden, 
brauchen wir aber weitergehende Maßnahmen 
gegen Steuerflucht und Steuerhinterziehung. Wir 
fordern deshalb die Bundesregierung und die SPD-
Bundestagsfraktion auf, Maßnahmen für mehr 
Steuergerechtigkeit zu initiieren und insbesondere 
den Kampf gegen Steuerhinterziehung zu 
verstärken. 
 
Die SPD im Bezirk Weser-Ems setzt sich für 
folgende Eckpunkte einer solidarischen und 
gerechten Steuerpolitik ein: 

1. Alle Einkommensarten (Löhne, Kapitalerträge 
u.a.) müssen im Rahmen der Einkommensteuer 
zusammengefasst werden und einem einheitlichen 
progressiven Steuersystem unterworfen werden. 
Eine niedrige Besteuerung von Kapitalerträgen 
gegenüber Arbeitseinkommen widerspricht den 
Zielen der Leistungs- und Steuergerechtigkeit. 

2. Steuern werden in Deutschland im hohen Maße 
hinterzogen. Eine Ursache hierfür ist das steuerliche 
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Bankgeheimnis (§ 30a der Abgabenordnung). 
Automatische Kontrollmitteilungen über 
Kapitalerträge können hier leicht Abhilfe leisten, das 
zeigen die Erfahrungen in den USA und in vielen 
EU-Staaten. 

3. Im Rahmen der Harmonisierung der Steuerpolitik 
in der EU sind europaweit automatische 
Informationen der Banken an die jeweils 
zuständigen nationalen Finanzbehörden 
wünschenswert. 

4. Noch immer sind die zuständigen Stellen in den 
Finanzbehörden zur Bekämpfung der 
Steuerhinterziehung unterbesetzt. Wir setzen uns 
für mehr Ausbildungsplätze in diesem Bereich ein. 
So kann die Steuerhinterziehung effektiv bekämpft 
werden, gleichzeitig erhalten junge Menschen einen 
Einstieg ins Berufsleben. 

5. Hohe Vermögen und Erbschaften sind stärker als 
bisher an der Finanzierung von Zukunftsaufgaben 
zu beteiligen. 

6. Steueroasen müssen durch verstärkte 
internationale Übereinkünfte ausgetrocknet werden.  

 
Weiterleitung an: 
Bundesparteitag 
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